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Soziale Pflegeversicherung

Reformvorhaben führen nicht zum Ziel

Die Regierung will die Beiträge zur Sozialen Pflegepflichtversicherung erhöhen, 
ihre Leistungen ausweiten und einen Pflegevorsorgefonds einrichten. Laut einer 
Studie des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln (IW) sind diese Pläne aller-
dings nicht geeignet, die Pflegeversicherung zukunftsfähig und generationenge-
rechter zu machen. Das IW Köln rät stattdessen dazu, einen Teil der Versiche-
rung künftig kapitalgedeckt zu finanzieren.

Laut IW-Berechnungen wird die Zahl der Pflegefälle in Deutschland in einem pessimis-
tischen Szenario bis 2050 von heute 2,5 auf 4,2 Millionen steigen. Im optimistischen 
Szenario ist immer noch mit 1 Million Pflegefällen zusätzlich zu rechnen. Selbst wenn 
die Pflegekosten für jeden einzelnen Betroffenen nicht steigen, klettern die Ausgaben 
der Sozialen Pflegeversicherung allein aufgrund der Bevölkerungsalterung bis zum Jahr 
2050 je nach Szenario auf 37,9 respektive 33,7 Milliarden Euro. Heute sind es lediglich 
21,9 Milliarden Euro.

Der geplante Vorsorge-Fonds, mit dem Geld für die Zukunft angespart und gewinn-
bringend angelegt werden soll, wäre laut IW-Berechnungen kaum mehr als ein Tropfen 
auf den heißen Stein. Zudem ist nicht absehbar, ob eine künftige Regierung den Fonds 
nicht doch zweckentfremdet – wie aktuell die Rücklagen der gesetzlichen Rentenver-
sicherung. Die geplante Erhöhung des Beitragssatzes zur Pflegeversicherung in zwei 
Schritten auf 2,55 Prozent vermag die Finanzierungslücke nicht zu schließen. Im Jahr 
2050 betrüge sie 11,5 bis 15,7 Milliarden Euro – trotz Beitragssatzerhöhung.

Deshalb empfehlen die IW-Wissenschaftler einen anderen Weg: Die stationäre Pflege, 
die meist erst am Lebensende nötig wird, soll nicht länger durch die umlagefinanzierte 
Pflegeversicherung abgedeckt werden, sondern über eine neue, kapitalgedeckte Alter-
native. Dann würde jede Generation selbst für ihr Pflegerisiko vorsorgen. IW-Direktor 
Professor Michael Hüther: "Mit diesem Vorschlag würde der Automatismus, Finan-
zierungslasten einfach immer weiter auf nachfolgende Generationen zu verschieben, 
zumindest zum Teil durchbrochen. Ein erster Schritt hin zu mehr Generationengerech-
tigkeit."

Ansprechpartnerin im IW: Dr. Susanna Kochskämper, Telefon: 0221 4981-887

Auf der Website des IW Köln gibt es eine interaktive Grafik zu den Einnahmen, Ausga-
ben und Finanzierungssalden der Sozialen Pflegeversicherung.
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Sozialpolitik. Die Bundesregierung will übermäßige Beitragssteigerungen in 
der Pflegeversicherung mithilfe eines Vorsorgefonds abfedern. Doch wenn die 
Kostenlawine so richtig ins Rollen kommt, wird dessen Kapital bereits aufge-
zehrt sein – und der Pflegekasse drohen Milliardenlöcher.

Ab 2035 soll das angesammelte Ka-
pital dann 20 Jahre lang zurück in 
die Pflegekasse fließen und Beitrags-
satzsteigerungen in Grenzen halten. 
Das sieht nach weitsichtiger Planung 
aus, ist es aber nicht. Wie eine Simu-
lation des Instituts der deutschen 
Wirtschaft Köln (IW) zeigt, klaffen 

Einnahmen und Ausgaben der Pfle-
geversicherung schon ab 2030 weit 
auseinander. Die Details:

•	 Demografie. Auch wenn 2030 oder 
2050 noch weit weg zu sein scheinen 
– die demografischen Prognosen für 
diese Zeiträume sind ziemlich treff-
sicher. Die deutsche Geburtenrate 
liegt seit Jahrzehnten bei 1,4 Kin-
dern pro Frau. Und weil sich daran 
kaum etwas ändern dürfte, können 
Statistiker schon heute gut abschät-
zen, wie viele Ältere – und poten-
zielle Pflegefälle – es in den kommen-
den Jahrzehnten geben wird.

Laut Statistischem Bundesamt 
wird in Deutschland die Generation 
65plus bis 2020 um gut 1 Million auf 
dann 18 Millionen Menschen stei-
gen. Danach wechseln die ersten 
Babyboomer in den Ruhestand, wo-
mit bis 2030 noch einmal 4 Millionen 
Ältere hinzukommen. Im Jahr 2050 
schließlich werden 23 Millionen 
Menschen mindestens 65 Jahre alt 
sein – das sind 33 Prozent der dann 
69 Millionen Bundesbürger.

•	 Steigende Pflegefallzahlen. Das 
IW Köln hat zunächst geschaut, 

Xxx Xxx Xxx Xxx Xxx

Damit die Pflege langfristig gesi-
chert werden kann, muss mehr Geld 
ins System, sagt die Bundesregierung 
und installiert dazu einen Pflegevor-
sorgefonds. Wenn der Beitragssatz 
2015 von 2,05 auf  2,35 Prozent 
steigt, sollen 0,1 Prozentpunkte da-
von über 20 Jahre angespart werden. 

Präsident:
Arndt Günter Kirchhoff
Direktor:
Professor Dr. Michael Hüther
Mitglieder:
Verbände und Unternehmen
in Deutschland
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Pflegefälle: IW-Prognose auf Basis der mittleren Variante der Bevölkerungsvorausberechnung durch
das Statistische Bundesamt; Pflegefallrisiko: das Risiko, mindestens unter die Pflegestufe 1 zu fallen
Ursprungsdaten: Statistisches Bundesamt

Mehr Pflegefälle
Im Jahr 2011 gab es in Deutschland rund 2,5 Millionen Pflegefälle. Je nach Szenario
wird sich die Fallzahl wie folgt entwickeln, in Millionen

Szenario 1
Dauer der Pflege-
bedürftigkeit steigt
mit zunehmender
Lebenserwartung,
Pflegefallrisiko
bleibt konstant

2060 4,2 3,7 3,5
2050 4,2 3,8 3,5
2040 3,6 3,4 3,2
2030 3,2 3,0 2,9
2020 2,7 2,7 2,6

Szenario 2
Dauer der Pflegebedürf-
tigkeit bleibt konstant,
Pflegefallrisiko verschiebt
sich mit zunehmender
Lebenserwartung in
höhere Altersklassen

Szenario 3
Dauer der Pflegebedürf-
tigkeit sinkt, Pflegefall-
risiko verschiebt sich mit
zunehmender Lebens-
erwartung in höhere
Altersklassen 

Kurzsichtige Pflegeschusterei
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Die Gewichte zwischen Jung und 
Alt verschieben sich also dramatisch. 
Bei unveränderten durchschnitt-
lichen Erwerbs- und Alterseinkom-
men werden die Beitragseinnahmen 
der Pflegeversicherung zunächst 
zwar noch bis 2020 steigen. Aller-
dings ist dieser Zuwachs ausschließ-
lich auf die von der Bundesregierung 
angekündigte Beitragssatzerhöhung 
um 0,5 Prozentpunkte zurückzufüh-
ren. Ab 2020 gehen die Einnahmen 
dann Jahr für Jahr zurück – und 
werden 2050 etwa so hoch ausfallen 
wie heute.

Weil zwischenzeitlich aber die 
Ausgaben – in allen Szenarien – 
spürbar steigen, droht der Pflegever-
sicherung allein demografiebedingt 
eine milliardenschwere Finanzie-
rungslücke (Grafik): 

Die Finanzierungslücke wird 2030 
zwischen 1,7 und 4 Milliar-
den Euro betragen. Im Jahr 
2050 werden bis zu 16 Mil-
liarden Euro fehlen.

• Eine nachhaltige Vorsor-
ge gelingt nur durch den 
Umstieg auf eine dauer-
hafte Kapitaldeckung – 
zum Beispiel für einen Teil 
der stationären Pflegekos-
ten. Weil diese meist erst in 
der letzten Lebensphase 
anfallen, hätten auch die 
geburtenstarken Jahrgän-
ge noch genügend Zeit, 
wenigstens teilweise für ihr 
Pflegerisiko vorzusorgen. 
Von dieser Lösung ist die 
Bundesregierung aber weit 
entfernt. Im Gegenteil: 
Die angekündigten Leis-
tungsausweitungen ver-
schärfen das Problem noch 
– und werden bereits ab 
2015 zu höheren Beitrags-
sätzen führen.

Bedingungen sogar Ausgaben von 
bis zu 38 Milliarden Euro – gegen-
über dem Status quo wäre das ein 
Anstieg von mehr als 70 Prozent.

Diese Entwicklung ist allein der 
Bevölkerungsalterung geschuldet. 
Denn die IW-Berechnung lässt et-
waige Kostensteigerungen, zum Bei-
spiel durch höhere Entgelte für das 
knapper werdende Pflegepersonal, 
außen vor. Eingepreist sind lediglich 
die Vorgaben der Pflegereform.

•	 Wachsende Finanzierungslücke. 
Der demografische Wandel schlägt 
sich auch auf der Einnahmenseite 
nieder. Zum einen wird es weniger 
Beitragszahler geben als heute, zum 
anderen ist das beitragspflichtige 
Einkommen der Ruheständler – die 
ja auch in die Pflegekasse einzahlen 
– im Schnitt nur halb so hoch wie 
das der Erwerbstätigen.

wie sich die Veränderung der 
Bevölkerungszahl auf die Ausgaben 
und Beitragseinnahmen der Pflege-
versicherung auswirkt. Klar ist: Weil 
die Babyboomer in den nächsten 
Jahrzehnten in das Alter kommen, 
in denen das Pflegefallrisiko deutlich 
steigt, muss mit mehr Pflegefällen 
gerechnet werden.

Um wie viel die Zahl exakt steigt, 
ist schwer zu beziffern. Denn es kann 
ja sein, dass die Menschen künftig 
gesünder sind als heute, sodass ihr 
Pflegefallrisiko sinkt. Wenn sie aber 
länger pflegebedürftig sind, hat die 
Pflegeversicherung ein Problem. Das 
IW Köln hat daher drei Szenarien 
entworfen, die sich – bei generell 
steigender Lebenserwartung – in der 
Dauer der Pflege sowie in dem Risi-
ko, zum Pflegefall zu werden, unter-
scheiden. Eines haben alle drei Sze-
narien gemeinsam: Es wird 
– unterschiedlich ausge-
prägt – mehr Pflegefälle 
geben (Grafik Seite 1):

Die Zahl der Pflegebe-
dürftigen wird von heute 2,5 
Millionen auf 2,9 bis 3,2 
Millionen im Jahr 2030 
steigen. Im Jahr 2050 ist 
mit bis zu 4,2 Millionen 
Pflegefällen zu rechnen.

•	 Höhere Ausgaben. Mehr 
Pflegefälle bedeuten – bei 
unveränderten Leistungs-
ansprüchen – auch mehr 
Ausgaben der Pflegeversi-
cherung. Mit der Bevölke-
rung, die im Jahr 2030 zu 
erwarten ist, drohen – bei 
konstanten Pflegekosten 
– die jährlichen Ausgaben 
von derzeit knapp 22 Mil-
liarden Euro auf  bis zu 
28,5 Milliarden Euro zu 
steigen. Im Jahr 2050 ent-
stünden unter heutigen ©
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IW-Simulation auf Basis der mittleren Variante der Bevölkerungs-
vorausberechnung durch das Statistische Bundesamt; der Beitragssatz
zur Pflegeversicherung soll ab 2020 laut Bundesregierung
2,55 Prozent des beitragspflichtigen Einkommens betragen
Ursprungsdaten: Statistisches Bundesamt

Pflegeversicherung
in der Demografie-Klemme
Im Jahr 2011 verursachten die 2,5 Millionen Pflegefälle in Deutsch-
land Ausgaben von 21,9 Milliarden Euro. Gleichzeitig hatte die
Pflegeversicherung Beitragseinnahmen von 22,2 Milliarden Euro.
Je nach Szenario entwickeln sich Einnahmen und Ausgaben wie folgt,
in Milliarden Euro

Beitragseinnahmen Ausgaben

2020 25,2
24,1
23,9

23,2

2030 24,5
28,5

27,3
26,2

2040 23,5
32,4

30,1
29,5

2050 22,2
37,9

34,7
33,7

2060 20,6
38,5

34,4
32,9

Szenario 1
Szenario 2
Szenario 3


